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Kein Militäreinsatz zugunsten des WEF 

Die PdA Bern fordert den Bundesrat auf, ab sofort auf den Einsatz der Armee zugunsten des 
WEF in  Davos  zu  verzichten.  Für  die  Sicherheit  der  WEF Teilnehmer  darf  bloss  die  Polizei 
zuständig  sein.  Den  Kantonen  soll  es  überlassen  werden,  ob  sie  die  Kosten  dem  WEF 
verrechnen oder nicht. 

Die Schweiz hat den Aktionären der UBS mit 68 Milliarden Franken aus der Patsche geholfen. 
Das WEF ist die Veranstaltung der arroganten Manager und Aktionäre, die uns die Finanzkrise 
beschert  haben;  strategische Partner des WEF sind oder waren an der Finanzkrise beteilige 
Banken wie UBS, Morgan Stanley, Merrill Lynch, etc. Es ist blanker Zynismus, wenn die selben 
Leute ein paar Monate später, beschützt von der Armee, uns wieder erzählen, wie die Wirtschaft 
funktionieren sollte. 

Die Sache wird auch nicht besser, wenn WEF-Führer auf dem Höhepunkt der Finanzkrise selber 
die Manager der Banken in die Pfanne gehauen haben, um die Haut des WEF zu retten. Der 
operative WEF-Chef sagte: «Viele Wirtschafsführer zeigten mehr Interesse an der Aufgabe, sich 
den  grössten  Partyraum  im  Hotel  zu  sichern,  als  sich  an  den  Debatten  der  Konferenz  zu 
beteiligen.» Er wirft  den Bankern Verantwortungslosigkeit vor - «weit folgenschwerer, als dass 
man sich dies überhaupt vorstellen kann.» Wenn er dies vor der Finankrise erzählt hätte, wäre 
dies zwar keine Neuigkeit gewesen, aber immerhin mal eine objektive Analyse, die sicher auch 
der Bundesrat zur Kenntnis genommen hätte. 

Der Bund ist nicht verpflichtet, Staatsoberhäupter fremder Länder zu beschützen, wenn diese an 
privaten Veranstaltungen teilnehmen. Wenn sie sich ohne Schutz durch die Armee nicht sicher 
genug fühlen, so sollen sie auf die Teilnahme am WEF verzichten; der Schweiz erwächst daraus 
kein Schaden.
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